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VORWORT
Liebe Genossin, lieber Genosse,
Mitte März hat Gerhard Schröder das 20-Punkte-Maßnahmenpaket zur Fortentwicklung der Agenda 2010 vorgestellt. Diese Woche haben wir begonnen, die Dinge fassbarer zu machen. Wir haben im Plenum mit unserem Antrag „Zukunftschancen für Jugendliche in Deutschland“ eine Debatte initiiert und werden das in den nächsten Wochen auch mit den anderen Themen des Maßnahmenpaketes tun.

Für Kinder und Jugendliche haben wir schon viel auf den Weg gebracht: die Betreuung der Unter-Dreijährigen, Ganztagsschulen, den Ausbildungspakt, gebührenfreies Erststudium – um nur einiges zu nennen. Dahinter steckt ein ganz anderes Konzept, als es die Union hat – lasst uns darüber reden.

Wir haben in dieser Woche mit der Verabschiedung des Energiewirtschaftsgesetzes das deutsche Energierecht grundlegend reformiert und auf Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit, Umweltfreundlichkeit und Verbraucherschutz ausgerichtet. Mit dieser Novelle bekräftigen wir unsere Position in der Spitzengruppe des europäischen Elektrizitäts- und Gasmarktes.

Eine gute Woche

wünscht

Eure Petra Ernstberger




TOPTHEMA
Zukunftschancen für Jugendliche

Am 17. März 2005 hat Bundeskanzler Gerhard Schröder ein 20 Punkte umfassendes Maßnahmenpaket vorgestellt. Dieses Maßnahmenpaket soll schnell umgesetzt werden. Den Prozess der Umsetzung wird die SPD-Bundestagsfraktion auch im Bundestag konstruktiv und offensiv begleiten. Den Auftakt macht dabei eine Debatte zur Jugendpolitik der rot-grünen Bundesregierung. Begleitet wird die Debatte von dem Fraktionsantrag „Aufbruch und Perspektiven – Zukunftschancen für Jugendliche in Deutschland stärken“ (Drs. 15/5255).

Um jungen Menschen auf dem Arbeitsmarkt, bei der Entscheidung für eine Ausbildung, ein Studium und auch bei der Familiengründung eine Perspektive zu eröffnen, sind alle Entscheidungsträger gefordert. Angesprochen sind nicht nur Bundesregierung und Bundesagentur für Arbeit, sondern auch Kommunen und Länder, Arbeitgeber und Gewerkschaften, Erzieher/innen und Lehrer/innen. Es geht um eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.

Konkrete Unterstützung durch Hartz IV

Der Zugang zu Ausbildungs- und Arbeitsmarktchancen für junge Menschen hat oberste Priorität. Jugendliche sollen in Deutschland mit Zuversicht in ihre Zukunft blicken können. Hartz IV sieht vor, hilfebedürftigen Jugendlichen unter 25 Jahren unverzüglich eine Ausbildung, Arbeit oder eine Arbeitsgelegenheit anzubieten. Der Vermittlung von beruflichen Kenntnissen und Fähigkeiten kommt hierbei eine besondere Bedeutung zu. Gleich zu Beginn des Unterstützungsprozesses werden Eingliederungsvereinbarungen abgeschlossen, die sowohl das Fördern als auch das Fordern verbindlich festlegen. 

Was wir bisher erreicht haben

Die rot-grüne Bundesregierung hat auch mit der Agenda 2010 einen Schwerpunkt auf Bildung und Innovation gelegt und seit 1998 die Bildungspolitik als eine zentrale Aufgabe wahrgenommen. Und sie hat mit der Agenda 2010 die Reformen am Arbeitsmarkt in ein Gesamtkonzept eingebettet. In dem Antrag werden u.a. folgende Maßnahmen aufgeführt:

· Im Jahresdurchschnitt 2004 hat die Bundesagentur für Arbeit mit rund 587.000 Teilnehmern an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen die Arbeitsmarktchancen für junge ausbildungs- und arbeitssuchende Menschen verbessert. 

· Die Bundesagentur hat mit den lokalen Akteuren vor Ort das Aktionsprogramm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und die Vorschläge aus dem 8-Punkte-Plan für Jugendliche unter 25 Jahren umgesetzt. 

· Durch das Sicherstellen von genügend qualifiziertem Personal insbesondere für Jugendliche wird in Bedarfsgemeinschaften eine intensive Betreuung im Verhältnis von 1: 75 gewährleistet. 

· Die Kommunen werden durch den Bund um insgesamt 2,5 Mrd. Euro entlastet, können wieder investieren und damit Arbeitsplätze schaffen. 

· Die Bundesregierung unterstützt mit dem Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und Betreuung“ die Länder in den Jahren 2003 bis 2007 mit insgesamt vier Milliarden Euro beim Auf- und Ausbau des Ganztagsschulangebotes. 

· Mit dem Tagesbetreuungsausbaugesetz wurden die Voraussetzungen für den deutlichen Ausbau des Betreuungsangebotes für Kinder unter drei Jahren geschaffen.

· Mit der Reform des Berufsbildungsgesetzes und der Handwerksordnung wurde das duale Berufsausbildungssystem modernisiert und die Qualität der Berufsbildung verbessert. 

· Der von Wirtschaft und Bundesregierung unterzeichnete Ausbildungspakt hat die Ausbildungsbilanz verbessert: Bis zum 30. September 2004 wurden 573.000 neue Ausbildungsverträge abgeschlossen. 

· Mit der BAföG-Reform ist die Förderung von 1998 bis 2003 fast verdoppelt worden: von 1,2 auf 2,03 Milliarden Euro für eine Zahl von Geförderten, die von 341.000 auf 505.000 im Jahresdurchschnitt anwuchs. 

(Ausführliche Informationen unter www.spdfraktion.de)




AKTUELLE STUNDE
Durcheinander bei der Union

Die Regierungskoalition hatte für Donnerstag eine Aktuelle Stunde „Unterschiedliche Forderungen aus der CDU zur Zukunft des BAföG“ beantragt. Die baden-württembergische Kultusministerin Annette Schavan (CDU) hatte sich in einem Zeitungsinterview für die Abschaffung des BAföG ausgesprochen. Wissenschaftsminister aus Brandenburg und Niedersachsen und andere Unionsvertreter hatten diesen Vorstoß unterstützt. 

Dagegen hatte sich der wahlkämpfende Jürgen Rüttgers (CDU) von dem Vorschlag distanziert. Auch die Partei- und Fraktionsvorsitzende Angela Merkel (CDU) hatte gesagt: „Niemand hat die Absicht, das BAföG abzuschaffen“. Katharina Reiche (CDU) verteidigte im Plenum die unterschiedlichen Aussagen. Die CDU befürworte eine „Kombination aus BAföG, Bildungssparen, Bildungsdarlehen und -entgelten bei einkommensabhängiger Darlehensrückzahlung“. Die Aufregung sei „künstlich“, sagte sie.

Vertreter der Regierungskoalition betonten dagegen die Bedeutung und den Erfolg des BAföG. Die Union habe kein klares Konzept für die Studierenden. „Wenn Sie nicht sagen, wo Sie stehen, können wir uns nicht einmal über Konzepte unterhalten“, sagte die Stellvertretende Fraktionsvorsitzende Nicolette Kressl.

Das BAföG sei eine erfolgreiche Maßnahme und bleibe auch weiterhin als Zuschussfinanzierung erhalten, sagte Bildungsministerin Edelgard Bulmahn (SPD). Es sei wichtig für die Studienentscheidung von jungen Menschen. Das „unsägliche Hin und Her“ der Union verunsichere dagegen die Studenten. Für die SPD-Fraktion stellte Jörg Tauss klar: „Mit unserer Mehrheit werden wir dafür sorgen, dass das BAföG bleibt.“ 




AKTUELLE STUNDE
Zum Werteunterricht von Berlin

Das Land Berlin will seine Lehrpläne durch ein neues Fach „Lebenskunde Ethik Religion“ (LER) ergänzen. Dieses neue Fach ist für alle Schüler verpflichtend, während der Religionsunterricht der Kirchen weiterhin freiwillig bleibt. 

Die Entscheidung der Berliner Regierung für eine verpflichtende Werteerziehung an den Schulen stößt bei der CDU/CSU im Bundestag auf heftige Kritik. In einer Aktuellen Stunde des Bundestages sprach der CDU-Abgeordnete Hermann Kues am Mittwoch von einer „Kampfansage an den Grundkonsens“ der pluralen Gesellschaft. Er warf dem Berliner Senat vor, den freiwilligen Religionsunterricht abdrängen und faktisch durch eine „staatlich organisierte Wertevermittlung“ ersetzen zu wollen. 

Union will in die Kulturpolitik eines Landes eingreifen

Der kirchenpolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Wilhelm Schmidt, hielt dagegen. Zwar halte er persönlich die Entscheidung der Berliner Sozialdemokraten nicht für richtig, eine verbindliche staatliche Werteerziehung ohne Abwahlmöglichkeit zu Gunsten des Religionsunterrichts einzuführen. Der Bundestag sei für diese Debatte aber der falsche Ort, Schulpolitik sei Ländersache. CDU und CSU hätten die Föderalismuskommission an den Fragen der Bildungshoheit platzen lassen. Die Kulturhoheit der Länder sei für beide Parteien sakrosankt. 

Jetzt ein schulpolitisches Thema auf die Agenda des Bundestages zu setzen, sei nichts als Heuchelei. 50 Jahre lang habe es die Union nicht gestört, dass in Berlin nur 20 Prozent der Schüler ab der siebten Klasse den freiwilligen Religionsunterricht wahrgenommen hätten. Die Union wolle nur politischen Profit aus der Debatte schlagen.




AUSSEN
Abrüstungsbericht 2003

Vom 2. bis 27. Mai findet in New York eine Konferenz zur Überprüfung des Atomwaffensperrvertrags statt. Dabei soll eine diplomatische Lösung für das nordkoreanische Nuklearprogramm gefunden werden. 

In einem Antrag der Koalitionsfraktionen (Drs. 15/5254), der am 14. April 2005 in den Bundestag eingebracht wurde, wird die Bundesregierung aufgefordert, auf Nordkorea einzuwirken, nicht aus dem Vertrag über die Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen (NVV) auszusteigen. SPD und Grüne schlagen vor, dass eine Kündigung des Atomwaffensperrvertrages künftig eine internationale Konferenz voraussetzt, die Raum für Diplomatie schafft und als Stolperdraht fungiert: Wer sich dem Kontrollregime ohne eine solche Konferenz entzöge, wäre damit automatisch ein Fall für den UN-Sicherheitsrat.

Darüber hinaus soll die Bundesregierung darauf hinwirken, dass Indien, Pakistan und Israel dem Vertrag beitreten. 

Jahresabrüstungsbericht 2003

Darin berichtet die Bundesregierung über die internationalen politischen Bemühungen um Rüstungskontrolle, Abrüstung und Nichtverbreitung, in deren Zentrum neben dem Irak vor allem der Iran, Nordkorea und Libyen standen. 

Der Bericht meldet außerdem einen Erfolg der Nichtverbreitungsdiplomatie. Libyen hat 2003 öffentlich einen umfassenden Verzicht auf Massenvernichtungswaffen erklärt und ist nunmehr Mitglied aller relevanten Verträge und Konventionen im Bereich der Nichtverbreitung und Abrüstung geworden. 

Nach wie vor gibt es aber große Sorgen über die Einhaltung der Nichtverbreitungsverpflichtung und über die Risiken eines Missbrauchs der zivilen Nutzung der Kernenergie für militärische Zwecke. 




ENTWICKLUNG
Verbesserte Zusammenarbeit

Am 14. April 2005 hat der Deutsche Bundestag dem Antrag der Fraktionen von SPD und Grünen „Die Entwicklungszusammenarbeit der EU konstruktiv weiterentwickeln - ​Effizienz und Nachhaltigkeit verbessern" (Drs. 15/2338, 15/4972) mehrheitlich zugestimmt. Die konstruktive Rolle, die die Bundesregierung bei der Reform der Entwicklungspolitik gespielt hat und durch die kritische Begleitung des Reformprozesses weiterhin spielt, wurde begrüßt.

EU-Entwicklungszusammenarbeit

Die Entwicklungszusammenarbeit der EU steht vor großen Herausforderungen. Als weltweit größter Geldgeber sind sich die EU und ihre Mitgliedstaaten ihrer Verantwortung bewusst. Armutsbekämpfung, Menschenrechte und nachhaltige Entwicklung sind Ziele der gesamten Handlungen der Gemeinschaft, die in der neuen EU-Verfassung festgeschrieben worden sind. Die organisatorische und strukturelle Neuausrichtung der Entwicklungszusammenarbeit der EU zeigt insbesondere durch die Dekonzentration und Verlagerung von Personal in nahezu alle Partnerländer und die Vereinfachung von Umsetzungs- und Verwaltungsabläufen bereits erste positive Wirkungen.

Eigenständiges Profil bewahren

Die Koalitionsfraktionen fordern ein eigenständiges Profil der Entwicklungspolitik als einen wichtigen Beitrag innerhalb der Außenpolitik. Oberstes Ziel der Gemeinschaft soll die Überwindung von Hunger und Armut sein. Eine bessere Verknüpfung aller Elemente des auswärtigen Handels muss gewährleistet sein. Maßnahmen der EU in Bereichen wie Migration, Kampf gegen den Terrorismus oder bewaffnete Friedenseinsätze bei akuten Konflikten dürfen jedoch grundsätzlich nicht zu Lasten der nachhaltigen Bekämpfung von Hunger und Armut gehen.




ERNÄHRUNG
Ernährung - ein Menschenrecht

Die Koalitionsfraktionen stellen in ihrem am 14. April 2005 vom Bundestag mehrheitlich angenommenen Antrag „Ernährung als Menschenrecht" (Drs. 15/3956, 15/4408) fest, dass der Hunger weltweit wieder zunimmt. Nach anfänglichen Erfolgen bei der Umsetzung der Millenniumverpflichtung, den Anteil der an Hunger leidenden Menschen bis 2015 zu halbieren, ist die Bekämpfung des Hungers wieder ins Stocken geraten. Nach Angaben der Vereinten Nationen sind weltweit heute beinahe 900 Millionen Menschen ständig unterernährt. Die Gründe für die Verschlechterung sind vielschichtig und unterscheiden sich nach Ländern und Regionen.

Erste Erfolge

Die letzten Jahre haben aber auch gezeigt, dass es erfolgreiche Strategien zur Bekämpfung des Hungers auf nationaler und internationaler Ebene gibt. Dazu gehört insbesondere das Aktionsprogramm 2015 der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Millenniums-Entwicklungsziele, das von den Regierungsfraktionen unterstützt wird. Auch der „faire Handel", der in vielen europäischen Ländern wachsende Marktanteile erhält, ist von besonderer Bedeutung. In der Bundesrepublik ist es gelungen, die Umsätze trotz des schwierigen Umfeldes stabil zu halten. 

Hunger- und Armutsbekämpfung intensivieren

Mit einer von der Bundesregierung unterstützten Informationskampagne werden die Konsumenten über fairen Handel aufgeklärt und die Grundlage für wachsende Umsätze gelegt. Zusätzlich bedarf es weiterer gemeinsamer Anstrengungen, um das Aktionsprogramm 2015 zu stärken und eine Halbierung von Hunger und Armut bis 2015 zu erreichen. Kurzfristige Hilfsmaßnahmen zum Beispiel bei Naturkatastrophen müssen mit längerfristigen strukturellen Entwicklungskonzepten verknüpft werden.




FORSCHUNG
Nachwachsende Rohstoffe

Die rot-grüne Regierungskoalition hat am 14. April 2005 einen Antrag „Rahmenbedingungen für die industrielle stoffliche Nutzung von nachwachsenden Rohstoffen in Deutschland schaffen“ (Drs. 15/4943) in den Bundestag eingebracht. Ziel des Antrags ist es, innovations- und investitionsfördernde Rahmenbedingungen im Dialog mit Unternehmen, Landwirtschaft und Forschung zu entwickeln.

Mittelstand fördern

Rot/Grün hat im Energie- und Kraftstoffbereich die richtigen Weichen zur Förderung der mittelständischen Unternehmenslandschaft, für zukunftsfähige Arbeitsplätze und zum nachhaltigen Klimaschutz gestellt. Damit soll die Abhängigkeit von den endlichen Energieressourcen weiter verringert werden.
Neben der energetischen Nutzung von Biomasse gewinnt die stoffliche Nutzung immer mehr an Bedeutung. Deutschland hat in Forschung und Entwicklung beträchtliche Erfolge zu verzeichnen. Viele Produkte aus Biomasse haben es bereits zur Marktreife gebracht. Andere stehen an der Schwelle zu einer breiten Markteinführung. 

Forschungsstandort Deutschland

Durch die Entwicklung alternativer Materialien aus Biomasse bieten sich exzellente Perspektiven für den Wirtschafts- und Forschungsstandort Deutschland:

· für die ländlichen Gebieten durch neue Produktions- und Einkommensalternativen sowie neue Arbeitsplätze in einem hochinnovativen Zukunftsfeld,

· für die Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen, weil dort die wissenschaftlichen und technischen Grundlagen für die stoffliche Nutzung von Biomasse entstehen und

· für die chemische und verarbeitende Industrie, weil dort neue Marktpotenziale erschlossen und exportfähige Zukunftstechnologien entwickelt werden.



GESUNDHEIT
Elektronische Gesundheitskarte

Grünes Licht für die Einführung der elektronischen Gesundheitskarte hat der Bundestag  am 15. April 2005 gegeben. Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen nahm er den Entwurf eines „Gesetzes zur Organisationsstruktur der Telematik im Gesundheitswesen“ (Drs. 15/4924) in geänderter Fassung an.

Struktur der gematik GmbH geregelt

Es ist Aufgabe der Selbstverwaltung in der gesetzlichen Krankenversicherung, die für die Einführung der elektronischen Gesundheitskarte und ihrer Anwendungen erforderliche In​frastruktur zu schaffen. Dafür haben die Spitzenorganisationen im Januar 2005 eine Gesellschaft für Telematikanwendungen der Gesundheitskarte (gematik GmbH) errichtet, die relevante Festlegungen mit qualifizierter Mehrheit treffen kann.

Mit dem Gesetz wird die Organisationsstruktur für diese Gesellschaft geregelt. Es sind ebenfalls Vorschriften aufgenommen worden, die die bereits getroffenen Absprachen der Selbstverwaltungsorganisationen zur Finanzierung der Infrastruktur rechtlich absichern.

Änderungen im Beratungsverfahren

Die Änderungen in der Neufassung des Entwurfs gehen im Wesentlichen auf die Ergebnisse einer öffentlichen Anhörung zurück. So soll die Nutzung der medizinischen Daten in einem Notfall ohne die Notwendigkeit eines Netzzugangs möglich sein. Die Länder sollen mit vier Vertretern ein größeres Gewicht im Beirat der Selbstverwaltung erhalten und ihre Repräsentanten selbst ernennen. 

Der geänderte Entwurf sieht auch für private Leistungsanbieter die Möglichkeit vor, eine dem gesetzlichen Krankenversicherungsbereich entsprechende adäquate Refinanzierung der Investitions- und Betriebskosten der Telematikstruktur zu schaffen.




JUGEND
Zukunft der Freiwilligendienste

Am 14. April 2005 wurde der Antrag der Fraktionen von SPD und Grünen über die Zukunft der Freiwilligendienste (Drs. 15/4395, 15/5175) abschließend beraten und mit den Stimmen aller Fraktionen beschlossen. 

Mehr Plätze fördern

In dem Antrag wird die Bundesregierung aufgefordert, die staatlich geförderten Plätze auf 30.000 zuerhöhen, um das Fördervolumen an die aktuellen Bewerberzahlen des Freiwilligen Sozialen Jahres, des Freiwilligen Ökologischen Jahres und der Auslandsdienste anzupassen. 

Auch generationenübergreifende Angebote

Freiwilliges Engagement unter Beteiligung aller Bürgerinnen und Bürger trägt wesentlich zur Etablierung einer zukunftsfähigen Gesellschaft bei. Dazu müssen einerseits die schon bestehenden Jugendfreiwilligendienste im In- und Ausland ausgebaut und mehr Betätigungsfelder geschaffen werden, um weiterhin eine Verknüpfung zwischen Bildung und Verantwortung, aber auch der Lernorte von Schule und Beruf zu gewährleisten. Andererseits müssen durch einen generationsübergreifenden Ansatz die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass ältere Menschen, aber auch Menschen in der Erwerbs- und Familienphase, Freiwilligendienste leisten könnten. Ziel ist daher 

· der qualitative und quantitative Ausbau der bestehenden Freiwilligendienste für junge Menschen, 

· die Schaffung generationsübergreifender Freiwilligendienste sowie 

· die Verbesserung der öffentlichen Wahrnehmung der Freiwilligendienste.

Im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel soll die Bundesregierung verbesserte Rahmenbedingungen für die Freiwilligendienste schaffen und einen Bericht hierüber vor Abschluss der Haushaltsberatungen für das Haushaltsjahr 2006 vorlegen.




SOZIALES
Künstlersozialversicherung

Mit dem Antrag „Stärkung der Künstlersozialversicherung“ (Drs. 15/5199) fordern die Bundestagsfraktionen von SPD und Grünen die Bundesregierung auf, die finanziellen Grundlagen der Künstlersozialversicherung zu stärken. 

Die Künstlersozialversicherung

Die Künstlersozialversicherung ist eine in Europa einzigartige kultur- und sozialpolitische Errungenschaft. Sie ist Ausdruck der Solidarität zwischen den Künstlern, Publizisten und ihren Verwertern im Sozialstaat. Die Künstlersozialversicherung bietet gegenwärtig rund 140.000 selbständigen Kulturschaffenden Schutz vor den elementaren Lebensrisiken Krankheit, Pflegebedürftigkeit und Alter.

Veränderung der finanziellen Basis

Steigende Versichertenzahlen und rückläufige Einnahmen der Künstlersozialkasse aus der Künstlersozialabgabe bedeuten höhere Kosten für die Verwerter und den Bund. Es muss daher einerseits sichergestellt werden, dass nur die wirklich Berechtigten in den Genuss der Vergünstigungen der Künstlersozialversicherung kommen. Andererseits müssen die abgabepflichtigen Unternehmen vollständig erfasst werden, damit die Lasten der Künstlersozialabgabe solidarisch von allen dazu Verpflichteten aufgebracht werden.

Unterstützung für Maßnahmen der Bundesregierung:

· vollständige Erfassung der abgabepflichtigen Verwerter,

· Intensivierung der Maßnahmen zur besseren Überprüfung der Zugehörigkeit der Versicherten zur Künstlersozialversicherung,

· Erstellung einer Analyse mit den Verbänden der Versicherten und Verwertern zur künftigen Entwicklung der finanziellen Lage der Künstlersozialversicherung,

· Fortsetzung der Aktivitäten zur besseren Information und Verbreitung der Riester-Rente für den betroffenen Personenkreis.




TOURISMUS
Kulturtourismus fördern

SPD und Grüne wollen „Die vielfältigen Potenziale des Wirtschaftsfaktors Kulturtourismus weiter erschließen“ (Drs. 15/5120). Dies betonen sie in einem Antrag, der in dieser Woche in den Bundestag eingebracht wurde. Darin regen die Koalitionsfraktionen an zu prüfen, inwieweit durch intensivere Kooperation des Auswärtigen Amtes und der Deutschen Zentrale für Tourismus die Darstellung Deutschlands als kulturtouristisches Ziel vorangetrieben werden kann. 

Tourismuszentrale wird weiter finanziert

Deutschlands vielschichtiger kultureller Reichtum, eingebettet in ein Europa der Kulturen, bietet in- und ausländischen Gästen ein breitgefächertes Angebot. Deshalb soll die Tourismuszentrale vom Bund weiterhin auf hohem Niveau finanziert werden, damit sie ihre Arbeit zur Förderung des Kultur- und Städtetourismus und zur Vermarktung der UNESCO-Welterbestätten fortsetzen kann.

Kultur und Denkmalschutz stärken

In der Aus- und Weiterbildung von Tourismusfachleuten wollen die Fraktionen die Themen Kultur und Denkmalschutz besser verankert wissen. Angesichts des Engagements der Bewerberstädte für die Kulturhauptstadt Europas 2010 wird ein gemeinsamer Wettbewerb von Bund und Ländern für eine nationale Kulturhauptstadt angeregt. Denn die wirtschaftlichen Potenziale des Kulturtourismus sind noch nicht ausgeschöpft. 

Beim Kulturtourismus können viele Orte einer Region in entsprechende Konzepte einbezogen werden. Das kann eine Chance für strukturschwache Regionen mit kulturellen Attraktionen sein. Ein weiterer wichtiger Bereich des Kulturtourismus sind die Städtereisen, von denen besonders Berlin, Bremen und Hamburg profitieren.




WIRTSCHAFT
Mehr Wettbewerb bei Strom und Gas
Mit der in 2./3. Lesung beschlossenen Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG, Drs. 15/3917, 15/5268) werden die Vorgaben der EU-Beschleunigungsrichtlinien Strom und Gas umgesetzt. Daneben soll mit der EnWG-Novelle und der Errichtung einer bundeseinheitlichen Regulierungsbehörde der ordnungspolitische Rahmen für Wettbewerb, Investitionen und Versorgungssicherheit bei Strom und Gas modernisiert werden. 

Vor diesem Hintergrund haben die Kraftwerks- und Netzbetreiber bereits Investitionen von 20 Milliarden Euro bis 2010 zugesagt: für die Erneuerung der Netze und für den Bau neuer Kraftwerke.

Regelungen des Gesetzes:

· Prüfung von Netzgelterhöhungen durch eine Regulierungsbehörde

· Kostenkalkulation durch eine gesicherte Eigenkapitalverzinsung für Netzbetreiber

· Effizienzsteigerungen zu Gunsten der Netznutzer durch eine Anreizregulierung

· Entflechtung des Netzbetriebs von anderen Unternehmensbereichen zur Verhinderung von wettbewerbswidrigen und diskriminierenden Verhaltensweisen

· Öffentlicher Zugang zu Daten durch umfangreiche Melde-, Anzeige- und Berichtspflichten für die Marktakteure

· Vergütung vermiedener Netzentgelte insbesondere für die Betreiber von Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen

· Entlastung stromintensiver Unternehmen

· Ausnahmeregelung für Ferngasunternehmen wenn in ihrem Leitungsnetz wirksamer oder potentieller Wettbewerb besteht

· Vorrangrechte für die Einspeisung von Biogas

· Liberalisierung des Mess- und Zählwesens
Zum weiteren Verfahren

Der Gesetzentwurf wird nun im Bundesrat beraten. Es soll spätestens zum 1. Juli 2005 in Kraft treten.



WIRTSCHAFT
Modernes Telekommunikationsrecht

Mit dem in 1. Lesung eingebrachten Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung telekommunikationsrechtlicher Vorschriften (Drs. 15/5213) sollen die Rahmenbedingungen für die Rechte und Pflichten der Anbieter von Telekommunikationsdiensten neu geregelt und europarechtlichen Vorgaben angepasst werden. Im Gesetzentwurf werden verbraucherschützende Regelungen zur Bekämpfung des Missbrauchs mit 0190er-/0900-Mehrwertdienstruf-nummern fortgeschrieben.

Vertrauen schaffen

Die Telekommunikation ist Schlüsselfaktor für den Weg in die Informationsgesellschaft. Sie liefert die technischen Voraussetzungen für die weltweite Vernetzung von Bürgern und Unternehmen. Für den andauernden Strukturwandel benötigt Deutschland auch künftig im internationalen Vergleich niedrige Preise, hochwertige Infrastrukturen sowie leistungsstarke Unternehmen. 

Die Bekämpfung des Missbrauchs bei der Nutzung bestimmter Rufnummern ist der Regierungskoalition ein besonderes Anliegen. Nur auf diese Weise kann unseriösen Anbietern Einhalt geboten und das Vertrauen der Verbraucher gestärkt werden. Dies ist auch deshalb unbedingt erforderlich, um die Entwicklung von gerade erst im Entstehen begriffenen Zukunftsmärkten im Bereich der Telekommunikation nicht zu behindern.

Missbrauch wird verhindert

Mit dem Gesetz zur Bekämpfung des Missbrauchs von 0190er-/0900-Mehrwertdienstruf-nummern hat die Regierungskoalition auf die Probleme mit diesen Rufnummern reagiert. Durch die Vorgaben über Preisobergrenzen, Preisangaben und die Zwangstrennung von Verbindungen nach einer Stunde wurde die Situation der Verbraucher erheblich verbessert.




WOHNEN
Änderung Energieeinspargesetz

Die Bundesregierung hat am 14. April 2005 in 1. Lesung ein „Zweites Gesetz zur Änderung des Energieeinspargesetzes“ (Drs. 15/5226) in den Bundestag eingebracht. 

Damit soll die EU-Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Gebäuderichtlinie) in deutsches Recht umgesetzt werden. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden die Grundlagen geschaffen, um durch eine anschließende Novellierung der Energieeinsparverordnung die Richtlinien vollständig in deutsches Recht umsetzen zu können. 

Energieeffizienz ausweisen

Die Regierung soll u.a. ermächtigt werden, Inhalte und Verwendung von Energieausweisen vorzugeben und zu bestimmen, welche Angaben und Kennwerte über die Energieeffizienz eines Gebäudes oder einer Anlage darzustellen sind. Weite Bereiche, die von der EU-Gebäuderichtlinie erfasst sind, werden von der Energieeinsparverordnung aus dem Jahre 2001 bereits abgedeckt. Allerdings können auf dieser Basis nicht alle Regelungsgegenstände der Richtlinie umgesetzt werden. Es fehlen Ermächtigungen, um den Ausweis über die Gesamtenergieeffizienz von bereits bestehenden Gebäuden einzuführen und die Anforderungen an die energieeffiziente Ausgestaltung von Klimaanlagen und Beleuchtungen erstellen zu können.

Spielraum zur Umsetzung genutzt

Der Entwurf beschränkt sich auf die unbedingt erforderlichen Änderungen des Energieeinsparungsgesetzes, damit die Richtlinie fristgerecht, nämlich bis spätestens 4. Januar 2006, in deutsches Recht umgesetzt werden kann. Die Gebäuderichtlinie verpflichtet die EU-Staaten, differenzierte Anforderungen sowohl an neue als auch an bestehende Gebäude einzuführen. Dabei haben die Mitgliedstaaten einen teilweise erheblichen Spielraum, wie sie die Vorgaben umsetzen.




WEITERES
Neuer Wehrbeauftragter

Am 14. April ist Reinhold Robbe (SPD) zum Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages gewählt worden. Der derzeitige Vorsitzende des Verteidigungsausschusses wird damit Nachfolger von Willfried Penner (SPD), der nach fünfjähriger Tätigkeit nicht wieder für das Amt kandidiert. Der 50-jährige Reinhold Robbe stammt aus Bunde in Ostfriesland und ist gelernter Verlagskaufmann. Dem Bundestag gehört er seit 1994 an. Seit November 2002 ist er Vorsitzender des Verteidigungsausschusses.

Der Wehrbeauftragte wird vom Bundestag in geheimer Abstimmung auf die Dauer von fünf Jahren gewählt. Seine Wahl bedarf der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages. Reinhold Robbe wurde mit 307 Stimmen gewählt, erhielt also auch Stimmen der Opposition, der Gegenkandidat der FDP erhielt nur 276 Stimmen.
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Hans Eichel – mal anders:


“Die Liebe zum Auto hat oft als Liebe im Auto begonnen. So auch bei mir.“


(Hans Eichel bei der Grundsteinlegung eines VW-Logistikzentrums im brandenburgischen Ludwigsfelde).
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